
 SOZIALRECHT IN FREIBURG   

 

Entscheidungssammlung 

Wiedergabe ohne Gewähr 

 

E15.0096: § 22 Abs. 1 Satz 1 2. Halbsatz SGB II ist verfassungswidrig, weil 

der Anspruch auf ein soziokulturelles Existenzminimum nicht in hinreichend 

bestimmter Weise normativ vorgegeben wird. 

__________________________________________________________ 

SG Mainz 

S 3 AS 130/14 

Beschluss vom 12.12.2014 

– gekürzte Fassung – 

 

1. Das Verfahren wird ausgesetzt. 

 

2. Dem Bundesverfassungsgericht wird folgende Frage zur Entschei-

dung vorgelegt: 

 

Ist § 22 Abs. 1 Satz 1 Zweites Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 13.05.2011 (BGBI. Nr. 23, S. 

868) mit Art. 1 Abs. 1 Grundgesetz (GG) i.V.m. Art. 20 Abs. 1 GG - 

Sozialstaatlichkeit - und dem sich daraus ergebenden Grundrecht 

auf Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums 

vereinbar, soweit nach dessen 2. Halbsatz die für die Höhe des An-

spruchs auf Grundsicherungsleistungen nach §§ 19 Abs. 1, 19 Abs. 3 

S. 1 SGB II maßgeblichen Bedarfe für Unterkunft und Heizung ledig-

lich anerkannt werden, soweit die tatsächlichen Aufwendungen hier-

für angemessen sind, ohne dass der Gesetzgeber nähere Bestim-

mungen darüber getroffen hat, unter welchen Umständen von unan-

gemessenen Aufwendungen auszugehen ist? 
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Aus den Gründen: 

 

[..] 

B. 

§ 22 Abs. 1 S. 1 Hs. 2 SGB II ist verfassungswidrig. Die Regelung verstößt 

gegen das Grundrecht auf Gewährleistung eines menschenwürdigen Exis-

tenzminimums aus Art. 1 Abs. 1 GG (Schutz der Menschenwürde) in Verbin-

dung mit Art. 20 Abs. 1 GG (Sozialstaatsprinzip). 

 

I. 

Das Grundrecht auf Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzmini-

mums ergibt sich aus Art. 1 Abs. 1 GG in Verbindung mit Art 20 Abs. 1 GG 

(BVerfG, Urteil vom 09.02.2010 - 1 BvL 1/09 u.a. - Rn. 133). 

1. Mit dem Urteil vom 09.02.2010 (1 BvL 1/09 u.a.), bestätigt und ergänzt 

durch das Urteil vom 18.07.2012 (1 BvL 10/10, 1 BvL 2/11) und den Be-

schluss vom 23.07.2014 (1 BvL 10/12 u.a.), hat das BVerfG die auf Art. 1 

Abs. 1 GG i.V.m. Art. 20 Abs. 1 GG (Sozialstaatsprinzip) gestützte staatliche 

Pflicht zur Existenzsicherung subjektivrechtlich fundiert und ein Recht auf 

parlamentsgesetzliche Konkretisierung in strikten einfachgesetzlichen An-

spruchspositionen konstituiert (so Rixen, SGb 2010, S. 240). Bereits mit 

Beschluss vom 12.05.2005 hatte das BVerfG klargestellt, dass die Sicher-

stellung eines menschenwürdigen Lebens eine verfassungsrechtliche Pflicht 

des Staates sei, die aus dem Gebot zum Schutze der Menschenwürde in 

Verbindung mit dem Sozialstaatsgebot folgt (BVerfG, Beschluss vom 

12.05.2005 - 1 BvR 569/05 - Rn. 28). 

Im Urteil vom 09.02.2010 stellt das BVerfG nicht nur prozedurale Anforde-

rungen an die Bestimmung des menschenwürdigen Existenzminimums an 

einen beliebigen (staatlichen) Akteur, sondern weist die Bestimmung des 

Anspruchsinhalts auch einem konkreten Adressaten, dem Bundesgesetzge-

ber, zu. Der Bundesgesetzgeber steht, da er von seiner konkurrierenden 

Gesetzgebungskompetenz für das Recht der öffentlichen Fürsorge aus Art. 

74 Abs. 1 Nr. 7 GG umfassend Gebrauch gemacht hat (BVerfG, Urteil vom 

09.02.2010 - 1 BvL 1/09 u.a. - Rn. 181), demnach in der Verantwortung, 

das Sozialstaatsprinzip selbst durch ein Gesetz hinreichend zu konkretisieren 

und zu gewährleisten, dass auf die zur Sicherung des menschenwürdigen 

Existenzminimums erforderlichen Leistungen auch ein entsprechender 

Rechtsanspruch besteht (Berlit in: LPK-SGB II, § 22a Rn. 6, 5. Auflage 

2013). Hiermit hat das BVerfG das Grundrecht aus Art. 1 Abs. 1 GG in Ver-

bindung mit Art. 20 Abs. 1 GG als Gewährleistungsrecht im Sozialrecht akti-

viert (Aubel in: Emmenegger/Wiedmann, Leitlinien der Rechtsprechung des 
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Bundesverfassungsgerichts erörtert von den wissenschaftlichen Mitarbeitern, 

Band 2, 1. Auflage 2011, S. 275). 

2. Das BVerfG entwickelt das Grundrecht auf Gewährleistung eines men-

schenwürdigen Existenzminimums aus Art. 1 Abs. 1 GG in Verbindung mit 

Art. 20 Abs. 1 GG. Das Menschenwürdeprinzip aus Art. 1 Abs. 1 GG wird 

dabei als eigentliche Anspruchsgrundlage herangezogen, während das Sozi-

alstaatsgebot des Art. 20 Abs. 1 GG im Sinne eines Gestaltungsgebots mit 

erheblichem Wertungsspielraum verstanden wird (vgl. BVerfG, Urteil vom 

18.07.2012 - 1 BvL 10/10, 1 BvL 2/11 - Rn. 62). Das auf dieser Grundlage 

bestimmte Grundrecht aus Art. 1 Abs. 1 GG hat in Verbindung mit Art. 20 

Abs. 1 GG demnach neben dem absolut wirkenden Anspruch aus Art. 1 Abs. 

1 GG auf Achtung der Würde jedes Einzelnen eigenständige Bedeutung. Es 

ist dem Grunde nach unverfügbar und muss eingelöst werden, bedarf aber 

der Konkretisierung und stetigen Aktualisierung durch den Gesetzgeber, der 

die zu erbringenden Leistungen an dem jeweiligen Entwicklungsstand des 

Gemeinwesens und den bestehenden Lebensbedingungen auszurichten hat. 

Dabei steht ihm ein Gestaltungsspielraum zu (BVerfG, Urteil vom 

09.02.2010 - 1 BvL 1/09 u.a. - Rn. 133). 

[..] 

Das BVerfG führt hierzu weiter aus, dass die verfassungsrechtliche Gewähr-

leistung eines menschenwürdigen Existenzminimums durch ein Parlaments-

gesetz erfolgen müsse, das einen konkreten Leistungsanspruch des Bürgers 

gegenüber dem zuständigen Leistungsträger enthalte. Aus dem Rechts-

staats- und Demokratieprinzip ergebe sich die Pflicht des Gesetzgebers, die 

für die Grundrechtsverwirklichung maßgeblichen Regelungen selbst zu tref-

fen. Dies gelte in besonderem Maße, wenn und soweit es um die Sicherung 

der Menschenwürde und der menschlichen Existenz gehe. Zudem könne sich 

der von Verfassungs wegen bestehende Gestaltungsspielraum des Parla-

ments nur im Rahmen eines Gesetzes entfalten und konkretisieren. Schließ-

lich sei die Begründung von Geldleistungsansprüchen auch mit erheblichen 

finanziellen Auswirkungen für die öffentlichen Haushalte verbunden. Derarti-

ge Entscheidungen seien dem Gesetzgeber vorbehalten (BVerfG, Urteil vom 

09.02.2010 - 1 BvL 1/09 u.a. - Rn. 136). Wenn der Gesetzgeber seiner ver-

fassungsmäßigen Pflicht zur Bestimmung des Existenzminimums nicht hin-

reichend nachkomme, sei das einfache Recht im Umfang seiner defizitären 

Gestaltung verfassungswidrig (BVerfG, Urteil vom 09.02.2010 - 1 BvL 1/09 

u.a. - Rn. 137). 

Der Umfang des Anspruchs könne im Hinblick auf die Arten des Bedarfs und 

die dafür erforderlichen Mittel nicht unmittelbar aus der Verfassung abgelei-

tet werden. Er hänge von den gesellschaftlichen Anschauungen über das für 
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ein menschenwürdiges Dasein Erforderliche, der konkreten Lebenssituation 

des Hilfebedürftigen sowie den jeweiligen wirtschaftlichen und technischen 

Gegebenheiten ab und sei danach vom Gesetzgeber konkret zu bestimmen. 

Das Sozialstaatsgebot des Art. 20 Abs. 1 GG halte den Gesetzgeber an, die 

soziale Wirklichkeit zeit- und realitätsgerecht im Hinblick auf die Gewährleis-

tung des menschenwürdigen Existenzminimums zu erfassen. Die hierbei 

erforderlichen Wertungen kämen dem parlamentarischen Gesetzgeber zu. 

Ihm obliege es, den Leistungsanspruch in Tatbestand und Rechtsfolge zu 

konkretisieren. Ihm komme Gestaltungsspielraum bei der Bestimmung des 

Umfangs der Leistungen zur Sicherung des Existenzminimums zu. Dieser 

umfasse die Beurteilung der tatsächlichen Verhältnisse ebenso wie die wer-

tende Einschätzung des notwendigen Bedarfs und sei zudem von unter-

schiedlicher Weite: Er sei enger, soweit der Gesetzgeber das zur Sicherung 

der physischen Existenz eines Menschen Notwendige konkretisiere, und wei-

ter, wo es um Art und Umfang der Möglichkeit zur Teilhabe am gesellschaft-

lichen Leben gehe (BVerfG, Urteil vom 09.02.2010 - 1 BvL 1/09 u.a. - Rn. 

138). 

Zur Konkretisierung des Anspruchs habe der Gesetzgeber alle existenznot-

wendigen Aufwendungen folgerichtig in einem transparenten und sachge-

rechten Verfahren nach dem tatsächlichen Bedarf, also realitätsgerecht, zu 

bemessen. Hierzu habe er zunächst die Bedarfsarten sowie die dafür aufzu-

wendenden Kosten zu ermitteln und auf dieser Basis die Höhe des Gesamt-

bedarfs zu bestimmen. Das Grundgesetz schreibe ihm dafür keine bestimm-

te Methode vor (BVerfG, Urteil vom 09.02.2010 - 1 BvL 1/09 u.a. - Rn. 

139). Es komme dem Gesetzgeber zu, die Methode zur Ermittlung der Be-

darfe und zur Berechnung der Leistungen zur Sicherung einer menschen-

würdigen Existenz im Rahmen der Tauglichkeit und Sachgerechtigkeit selbst 

auszuwählen. Die getroffene Entscheidung verändere allerdings nicht die 

grundrechtlichen Maßstäbe (BVerfG, Beschluss vom 23.07.2014 - 1 BvL 

10/12 u.a. - Rn. 78). 

3. Zum (verfassungs-)gerichtlichen Prüfungsmaßstab führt das BVerfG aus, 

dass dem Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers bei der Bemessung des 

Existenzminimums eine zurückhaltende Kontrolle durch das BVerfG entspre-

che.  

Das Grundgesetz selbst gebe keinen exakt bezifferten Anspruch vor. Deswe-

gen könne auch der Umfang dieses Anspruchs im Hinblick auf die Arten des 

Bedarfs und der dafür erforderlichen Mittel nicht unmittelbar aus der Verfas-

sung abgeleitet werden. Dem BVerfG komme nicht die Aufgabe zu, zu ent-

scheiden, wie hoch ein Anspruch auf Leistungen zur Sicherung des Exis-

tenzminimums sein müsse. Es sei zudem nicht seine Aufgabe, zu prüfen, ob 
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der Gesetzgeber die gerechteste, zweckmäßigste und vernünftigste Lösung 

zur Erfüllung seiner Aufgaben gewählt habe. Aus verfassungsrechtlicher 

Sicht komme es vielmehr entscheidend darauf an, dass die Untergrenze 

eines menschenwürdigen Existenzminimums nicht unterschritten werde und 

die Höhe der Leistungen zu dessen Sicherung insgesamt tragfähig begründ-

bar sei (BVerfG, Beschluss vom 23.07.2014 - 1 BvL 10/12 u.a. - Rn. 80). 

Die materielle Kontrolle der Höhe von Sozialleistungen zur Sicherung einer 

menschenwürdigen Existenz beschränke sich darauf, ob die Leistungen evi-

dent unzureichend seien. Diese Kontrolle beziehe sich auf die Höhe der Leis-

tungen insgesamt und nicht auf einzelne Berechnungselemente, die dazu 

dienten, diese Höhe zu bestimmen. Evident unzureichend seien Sozialleis-

tungen nur, wenn offensichtlich sei, dass sie in der Gesamtsumme keines-

falls sicherstellen könnten, Hilfebedürftigen in Deutschland ein Leben zu 

ermöglichen, das physisch, sozial und kulturell als menschenwürdig anzuse-

hen sei (BVerfG, Beschluss vom 23.07.2014 - 1 BvL 10/12 u.a. - Rn. 81). 

Jenseits der Evidenzkontrolle überprüfe das BVerfG, ob Leistungen jeweils 

aktuell auf der Grundlage verlässlicher Zahlen und schlüssiger Berechnungs-

verfahren im Ergebnis zu rechtfertigen seien. Das BVerfG setze sich dabei 

nicht mit eigener Sachkompetenz an die Stelle des Gesetzgebers, sondern 

überprüfe lediglich die gesetzgeberischen Festlegungen zur Berechnung von 

grundgesetzlich nicht exakt bezifferbaren, aber grundrechtlich garantierten 

Leistungen. Ließen sich diese nachvollziehbar und sachlich differenziert trag-

fähig begründen, stünden sie mit Art. 1 Abs. 1 GG i.V.m. Art. 20 Abs. 1 GG 

im Einklang (BVerfG, Beschluss vom 23.07.2014 - 1 BvL 10/12 u.a. - Rn. 

82). 

Entscheidend sei, dass der Gesetzgeber seine Entscheidung an den konkre-

ten Bedarfen der Hilfebedürftigen ausrichte und die Leistungen zur Konkreti-

sierung des grundrechtlich fundierten Anspruchs tragfähig begründet werden 

könnten (BVerfG, Beschluss vom 23.07.2014 - 1 BvL 10/12 u.a. - Rn. 76). 

Die sich aus der Verfassung ergebenden Anforderungen an die methodisch 

sachgerechte Bestimmung grundrechtlich garantierter Leistungen bezögen 

sich nicht auf das Verfahren der Gesetzgebung, sondern auf dessen Ergeb-

nisse. Das Grundrecht auf Gewährleistung eines menschenwürdigen Exis-

tenzminimums aus Art. 1 Abs. 1 GG i.V.m. Art. 20 Abs. 1 GG bringe für den 

Gesetzgeber keine spezifischen Pflichten im Verfahren mit sich. Entschei-

dend sei, ob sich die Höhe existenzsichernder Leistungen durch realitätsge-

rechte, schlüssige Berechnungen sachlich differenziert begründen lasse. Das 

Grundgesetz enthalte in den Art. 76 ff. GG zwar Vorgaben für das Gesetzge-

bungsverfahren, die auch die Transparenz der Entscheidungen des Gesetz-

gebers sicherten. Das parlamentarische Verfahren mit der ihm eigenen Öf-
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fentlichkeitsfunktion sichere so, dass die erforderlichen gesetzgeberischen 

Entscheidungen öffentlich verhandelt würden und ermögliche, dass sie in der 

breiteren Öffentlichkeit diskutiert würden. Die Verfassung schreibe jedoch 

nicht vor, was, wie und wann genau im Gesetzgebungsverfahren zu begrün-

den und zu berechnen sei, sondern lasse Raum für Verhandlungen und für 

den politischen Kompromiss. Das Grundgesetz verpflichte den Gesetzgeber 

insofern auch nicht, durch Einbeziehung aller denkbaren Faktoren eine opti-

male Bestimmung des Existenzminimums vorzunehmen. Darum zu ringen 

sei vielmehr Sache der Politik (BVerfG, Beschluss vom 23.07.2014 - 1 BvL 

10/12 u.a. - Rn. 77). 

Zur Ermöglichung der verfassungsgerichtlichen Kontrolle bestehe für den 

Gesetzgeber die Obliegenheit, die zur Bestimmung des Existenzminimums 

im Gesetzgebungsverfahren eingesetzten Methoden und Berechnungsschrit-

te nachvollziehbar offenzulegen. Komme er dieser Obliegenheit nicht hinrei-

chend nach, stehe die Ermittlung des Existenzminimums bereits wegen die-

ser Mängel nicht mehr mit Art. 1 Abs. 1 GG i.V.m. Art. 20 Abs. 1 GG in Ein-

klang (BVerfG, Urteil vom 09.02.2010 - 1 BvL 1/09 u.a. - Rn. 144). 

4. Die vorlegende Kammer ist gemäß § 31 Abs. 1 BVerfGG an die vom 

BVerfG für das Grundrecht auf Gewährleistung eines menschenwürdigen 

Existenzminimums im Urteil vom 09.02.2010 (1 BvL 1/09 u.a.), im Urteil 

vom 18.07.2012 (1 BvL 10/10, 1 BvL 2/11) und im Beschluss vom 

23.07.2014 (1 BvL 10/12 u.a.) entwickelten Maßstäbe gebunden. Die Bin-

dungswirkung der Entscheidungen des BVerfG umfasst in sachlicher Hinsicht 

nicht nur die Entscheidungsformel, sondern auch die tragenden Gründe der 

Entscheidung (BVerfG, Entscheidung vom 20.01.1966 - 1 BvR 140/62 - Rn. 

40; BVerfG, Beschluss vom 10.06.1975 - 2 BvR 1018/74 - Rn. 13 f.; vgl. 

BVerfG, Einstweilige Anordnung vom 27.01.2006 - 1 BvQ 4/06 - Rn. 27 ff. ; 

vgl. Gaier, JuS 2011, S. 961). 

5. Die Kammer schließt sich den Ausführungen des BVerfG aber auch grund-

sätzlich an. Die Entwicklung des Grundrechts auf Gewährleistung eines men-

schenwürdigen Existenzminimums ist dem Umstand geschuldet, dass sowohl 

die Menschenwürdegarantie als auch das Sozialstaatsprinzip als echte, ein-

klagbare, verfassungsrechtliche Garantien verstanden werden, nicht nur als 

bloße Programmsätze. Ein menschenwürdiges Leben, zu dessen Achtung 

und Schutz alle staatliche Gewalt nach Art. 1 Abs. 1 S. 2 GG verpflichtet ist, 

kann nur mit einem Mindestmaß an materiellen und sozialen Ressourcen 

geführt werden (vgl. Schulz, SGb 2010, S. 203 f.). Der Schutz der Men-

schenwürde liefe ohne Rücksicht auf ihre ökonomischen Bedingungen ins 

Leere (Drohsel, NZS 2014, S. 99). Vor diesem Hintergrund erscheint es 

auch vertretbar, das Grund- und Menschenrecht auf Gewährleistung eines 
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menschenwürdigen Existenzminimums allein auf Art. 1 Abs. 1 GG zu stützen 

(vgl. Tiedemann, NVwZ 2012, S. 1032 f.). 

5.1 Das Bekenntnis zum Sozialstaat bedingt die (Selbst-)Verpflichtung des 

Staates und der ihn tragenden Gesellschaft, ein solches menschenwürdiges 

Leben auch denen zu garantieren, die hierfür nicht aus eigener Kraft (bzw. 

mit den Mitteln, die ihnen Staat und Gesellschaft anderweitig durch Bildung, 

Infrastruktur etc. zur Verfügung stellen) sorgen können. Die objektive staat-

liche Verpflichtung zur Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenz-

minimums enthält auch die Verpflichtung, Hilfebedürftigen einen Anspruch 

auf die Leistung zu verschaffen (so bereits BVerfG, Urteil vom 07.06.2005 - 

1 BvR 1508/96 - Rn. 48; vgl. Baer, NZS 2014, S. 3). Diese subjektivrechtli-

che Seite der verfassungsrechtlichen Garantie ist eine zwingende Folge dar-

aus, dass Art. 1 Abs. 1 GG als echte Rechtsnorm verstanden wird. Ohne 

subjektivrechtliche Fundierung liefe die Garantie der Gewährleistung eines 

menschenwürdigen Existenzminimums ins Leere, sie wäre abhängig von der 

jeweiligen Staatsräson und vollständig Verhandlungsmasse im politischen 

Prozess (vgl. Spellbrink, NZS 2010, S. 653). Der Hilfebedürftige bliebe Al-

mosenempfänger (Baer, NZS 2014, S. 3). Insofern ist es konsequent, die 

Garantie der Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums 

terminologisch und dogmatisch in den Rang eines Grundrechts und Men-

schenrechts (BVerfG, Urteil vom 18.07.2012 - 1 BvL 10/10 u.a. - Rn. 62) zu 

erheben. 

5.2 Die Unverfügbarkeit des Grundrechts (BVerfG, Urteil vom 09.02.2010 - 

1 BvL 1/09 u.a. - Rn. 133; BVerfG, Beschluss vom 23.07.2014 - 1 BvL 

10/12 u.a. - Rn. 74) resultiert aus dessen Verankerung im Grundsatz der 

Achtung der Menschenwürde (Art. 1 Abs. 1 GG), insofern hierin der Schutz 

der Selbstbestimmung des Menschen auf Grund seines Eigenwerts ange-

sprochen wird (vgl. Starck in: v. Mangoldt/Klein/Starck, GG, Art. 1 Abs. 1 

Rn. 10, 4. Auflage 1999). Der Mensch kann seinen Achtungsanspruch nach 

Art. 1 Abs. 1 GG nicht verwirken, auch nicht durch selbst zu verantwortende 

Handlungen. Die vom BVerfG hervorgehobene Unverfügbarkeit "dem Grunde 

nach" bringt lediglich zum Ausdruck, dass hinsichtlich der Art und Höhe der 

existenzsichernden Leistungen ein Gestaltungsspielraum besteht. Die Ver-

wendung dieser Formulierung ist abzugrenzen von einem lediglich "grund-

sätzlich" bestehenden Recht, welches im Ausnahmefall auch nicht bestehen 

kann. Die Verpflichtung zur "Konkretisierung" und "Aktualisierung" (BVerfG, 

Urteil vom 09.02.2010 - 1 BvL 1/09 u.a. - Rn. 133; BVerfG, Beschluss vom 

23.07.2014 - 1 BvL 10/12 u.a. - Rn. 74) bedeutet keine Einschränkungsbe-

fugnis. 

[..] 
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Die Gewährung existenzsichernder Leistungen darf deshalb nicht von der 

Erfüllung von Gegenleistungen oder von bestimmten Handlungen durch den 

Hilfebedürftigen abhängig gemacht werden (a.A. wohl Berlit, info also 2013, 

S. 201 f.). Dies lässt die Zulässigkeit der Schaffung von Mitwirkungsoblie-

genheiten unberührt, die dazu dienen, festzustellen, ob Hilfebedürftigkeit 

überhaupt besteht (vgl. §§ 60 ff. Erstes Buch Sozialgesetzbuch - SGB I -; 

vgl. auch Aubel in: Emmenegger/Wiedmann, Leitlinien der Rechtsprechung 

des Bundesverfassungsgerichts erörtert von den wissenschaftlichen Mitar-

beitern, Band 2, 1. Auflage 2011, S. 290). Die Unverfügbarkeit des Grund-

rechts ist nicht durch den Verweis auf ein Prinzip der Selbstverantwortlich-

keit, das gleichfalls ein Gebot der Menschenwürde sei, zu relativieren (in 

diese Richtung Görisch, NZS 2011, S. 648; Berlit, info also 2013, S. 200; 

weitere Nachweise bei Kempny/Krüger, SGb 2013, S. 390). Auch wenn nach 

bestimmten Menschenwürdekonzeptionen Erwerbsarbeit zur Würdeverwirkli-

chung gehört, folgt hieraus nicht, dass der ebenfalls der Menschenwürdega-

rantie unterfallende Schutz des physischen und soziokulturellen Existenzmi-

nimums bei Verstoß gegen Erwerbsobliegenheiten wegfallen dürfte. Aus der 

Einbeziehung der Selbstverwirklichung durch Erwerbsarbeit in den Schutz 

der Menschenwürdegarantie könnte allenfalls gefolgert werden, dass der 

Staat derartige Selbstverwirklichung nicht verhindern darf und möglichst 

fördern sollte. Einer hilfebedürftigen Person existenzsichernde Leistungen 

vorzuenthalten, weil sie beispielsweise einer Erwerbsarbeit nicht nachgehen 

will, mag eine sozialpolitische Wunschvorstellung sein; die Annahme, dass 

dies als ein Ausdruck der Anerkennung der Menschenwürde des Betroffenen 

erscheinen könne (vgl. Kempny/Krüger, SGb 2013, S. 390; Berlit, info also 

2013, S. 200), liegt jedoch fern. Schließlich ist mit dem Anspruch auf exis-

tenzsichernde Leistungen kein Verbot der Selbstverwirklichung durch Er-

werbsarbeit verbunden. Die Einräumung eines Anspruchs auf existenzsi-

chernde Leistungen kann für sich genommen die Menschenwürde nicht ver-

letzen. 

Die Beschränkung der Reichweite des Schutzes durch Art. 1 Abs. 1 GG durch 

Anreicherung des Menschenwürdebegriffs mit bestimmten Vorstellungen 

vom „guten“, "eigenverantwortlichen" oder „gemeinschaftsdienlichen“ Leben 

hätte letztendlich zur Folge, dass die Verwirklichung der Würde des Men-

schen Staats- oder Gemeinschaftszwecken untergeordnet werden dürfte. 

Dies zu verhindern, ist gerade der Sinn des Art. 1 Abs. 1 GG, der die Men-

schenwürde für unantastbar erklärt. 

Die Verankerung des Existenzsicherungsgrundrechts in der Menschenwürde-

garantie schließt es somit aus, die Frage, wem existenzsichernde Leistungen 

zu gewähren sind, vom durch demokratischen Mehrheitsbeschluss zuge-
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schriebenen Wert eines Menschen oder seiner Handlungen für die Gesell-

schaft abhängig zu machen (vgl. Spellbrink, NZS 2010, S. 653). 

Einschränkungen des materiellen Anspruchs der Höhe nach sind daher ver-

fassungswidrig, wenn sie dazu führen, dass die Höhe der verbliebenen Sozi-

alleistungen zur Sicherung einer menschenwürdigen Existenz evident unzu-

reichend ist (vgl. BVerfG, Beschluss vom 23.07.2014 - 1 BvL 10/12 u.a. - 

Rn. 81) oder sich durch realitätsgerechte, schlüssige Berechnungen nicht 

sachlich differenziert begründen lässt (vgl. BVerfG, Beschluss vom 

23.07.2014 - 1 BvL 10/12 u.a. - Rn. 82). An diesem verfassungsrechtlichen 

Maßstab sind die im SGB II vorgesehenen Leistungseinschränkungen zu 

prüfen (neben § 22 Abs. 1 S. 1 Hs. 2 SGB II z.B. auch § 22 Abs. 5 S. 1 SGB 

II, § 22 Abs. 5 S. 4 SGB II, § 31a Abs. 1 S. 1 SGB II, § 32 Abs. 1 S. 1 SGB 

II, § 42a Abs. 1 S. 1 SGB II, § 43 Abs. 2 S. 1 SGB II). Dies betrifft bei-

spielsweise Leistungskürzungen durch Sanktionen (§ 31a SGB II, § 32 SGB 

II), die nur dann nicht verfassungswidrig sind, wenn trotz der Leistungskür-

zung noch das gesamte Existenzminimum einschließlich eines zumindest 

geringfügigen Maßes an sozialer Teilhabe gedeckt ist (Aubel in: Emmeneg-

ger/Wiedmann, Leitlinien der Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-

richts erörtert von den wissenschaftlichen Mitarbeitern, Band 2, 1. Auflage 

2011, S. 297 f.). [..] 

Leistungsausschlüsse dem Grunde nach, die trotz bestehender Hilfebedürf-

tigkeit eintreten und durch kein anderes existenzsicherndes Leistungssystem 

(z.B. durch Leistungen nach dem SGB XII oder nach dem AsylbLG) aufge-

fangen werden, sind per se verfassungswidrig, da sie evident die Gewähr 

dafür entziehen, ein Leben zu ermöglichen, das physisch, sozial und kulturell 

als menschenwürdig anzusehen ist. Nicht bedarfsbezogene Ausschlusstatbe-

stände unter Missachtung der Grenzfunktion des Gesetzeswortlauts im Wege 

einer "teleologischen Gesetzeskorrektur" noch auszuweiten (so Hessisches 

LSG, Beschluss vom 11.12.2014 - L 7 AS 528/14 B ER - Rn. 57), verstößt 

daher nicht nur gegen das Gebot der Gesetzesbindung (Art. 20 Abs. 3 GG, 

Art. 97 Abs. 1 GG), sondern - falls kein anderes Existenzsicherungssystem 

greift - auch gegen das Grundrecht auf Gewährleistung eines menschenwür-

digen Existenzminimums. 

Die in den Nichtannahmebeschlüssen des BVerfG vom 03.09.2014 (1 BvR 

1768/11) und vom 08.10.2014 (1 BvR 886/11) geäußerte Auffassung, der 

Leistungsausschluss von Auszubildenden in § 7 Abs. 5 S. 1 SGB II a.F. ver-

letze das Grundrecht auf Gewährleistung eines menschenwürdigen Exis-

tenzminimums nicht, da existenzielle Bedarfe, soweit sie durch die Ausbil-

dung entstünden vorrangig durch Leistungen nach dem Bundesausbildungs-

förderungsgesetz (BAföG) beziehungsweise nach dem SGB III gedeckt wür-
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den (BVerfG, Nichtannahmebeschluss vom 08.10.2014 - 1 BvR 886/11 - Rn. 

13), obwohl diese Leistungssysteme bedarfsunabhängige Ausschlussgründe 

vorsehen, stellt demgegenüber einen nicht ohne weiteres nachvollziehbaren 

Bruch mit der im Urteil vom 09.02.2010 entwickelten Dogmatik dar. Denn 

es ist unklar, weshalb die zur Voraussetzung der Gewährung existenzsi-

chernder Leistungen gemachte Verhaltenserwartung des Abbruchs der Aus-

bildung oder des Studiums mit dem Axiom der Unverfügbarkeit des Grund-

rechts auf Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums ver-

einbar sein könnte. 

Das Grundrecht ist - unbeschadet der Beschlüsse des BVerfG vom 

03.09.2014 (1 BvR 1768/11) und vom 08.10.2014 (1 BvR 886/11) - dem 

Grunde nach unverfügbar und insoweit - wie es der überkommenen Dogma-

tik der Menschenwürdegarantie entspricht - "abwägungsfest" (Baer, NZS 

2014, S. 3). 

5.3 Dass das BVerfG dem Gesetzgeber einen weiten Spielraum bei der Ge-

staltung des einfachrechtlichen Anspruchs belässt, gründet darauf, dass die 

normative Einschätzung dessen, was für ein menschenwürdiges Leben unter 

konkreten gesellschaftlichen Bedingungen erforderlich ist, nur im Wege ei-

nes politischen Prozesses erfolgen kann, dessen Durchführung unter den 

verfassungsrechtlichen Bedingungen einer parlamentarischen Demokratie 

den gewählten Legislativorganen obliegt. Der materielle Gehalt des Grund-

rechts muss im Gesetzgebungsprozess konkretisiert werden (vgl. jedoch zur 

Kritik an der sozialpolitischen "Leere" des Urteils des BVerfG vom 

09.02.2010: Schnath, NZS 2010, S. 298; zur Kritik an der eingeschränkten 

Überprüfbarkeit: Neskovic/Erdem, SGb 2012, S. 137 f.). 

[..] 

6. Das Grundrecht auf Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzmi-

nimums garantiert nicht nur die Leistungen zur Sicherung des Lebensunter-

halts, die im Recht der Grundsicherung für Arbeitsuchende (SGB II) in Re-

gelbedarfen (gegebenenfalls ergänzt durch Mehrbedarfe) zusammengefasst 

sind (§§ 20, 21 SGB II), sondern auch die Bedarfe für Unterkunft und [..]. 

Die Versorgung mit einer Unterkunft und Schutz gegen Kälte in dieser Un-

terkunft gehören zu den durch Art. 1 Abs. 1 GG geschützten Grundbedürf-

nissen des Menschen jedenfalls unter den gegenwärtigen klimatischen und 

gesellschaftlichen Rahmenbedingungen in Deutschland. Die Möglichkeit der 

Nutzung irgendeiner Form von bewohnbarer Unterkunft gehört bereits zum 

physischen Existenzminimum (vgl. LSG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 

04.09.2013 - L 36 AS 1414/12 NK - Rn. 47). Darüber hinaus gehören Auf-

wendungen für Unterkunft und Heizung auch zum sozialen Teilhabebedarf, 

also zum soziokulturellen Existenzminimum, dessen Realisierung in einem 
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Leistungsanspruch nach der Rechtsprechung des BVerfG einem weiten Ge-

staltungsspielraum des Gesetzgebers unterliegt (vgl. Groth, SGb, 2013, S. 

250: „Für Bezieher von Grundsicherungsleistungen bedeuten Wohnung und 

Wohnumfeld Rückzugs- und Identifikationsräume, deren Preisgabe einen 

vielfach ohnehin empfundenen sozialen Abstieg nach außen sichtbar machen 

würde."). 

Es besteht kein derartiger Unterschied zwischen den Bedarfen zur Sicherung 

des (sonstigen) Lebensunterhalts und den Bedarfen zur Sicherung von Un-

terkunft und Heizung, der es rechtfertigen würde, dass für die Bestimmung 

des Unterkunftsbedarfs andere verfassungsrechtliche Maßstäbe herangezo-

gen werden könnten als für den Regelbedarf zur Sicherung des Lebensun-

terhalts. [..] 

 

II. 

Dies zu Grunde gelegt verstößt § 22 Abs. 1 S. 1 Hs. 2 SGB II gegen das 

Grundrecht auf Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums 

aus Art. 1 Abs. 1 GG i. V. m. Art. 20 Abs. 1 GG. 

Der unbestimmte Rechtsbegriff der "Angemessenheit", der alleiniger An-

knüpfungspunkt im Normtext für die Beschränkung der Übernahme der Kos-

ten der Unterkunft und Heizung im Sinne des § 22 Abs. 1 S. 1 SGB II ist, 

genügt den verfassungsrechtlichen Anforderungen an die Ausgestaltung des 

Anspruchs auf Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums 

nicht (so bereits SG Mainz, Urteil vom 08.06.2012 - S 17 AS 1452/09 - Rn. 

68 ff.; SG Mainz, Urteil vom 19.04.2013 - S 17 AS 518/12 - Rn. 52 ff.; SG 

Mainz, Urteil vom 18.10.2013 - S 17 AS 1069/12 - Rn. 43; SG Leipzig, Urteil 

vom 15.02.2013 - S 20 AS 2707/12 - Rn. 41 ff.; Stölting, SGb 2013, S. 

545). 

[..] 

1.2 Der Gesetzgeber hat den Anspruch auf Gewährleistung des unterkunfts-

bezogenen Existenzminimums ausgestaltet, in dem er mit §§ 19 Abs. 1, 

Abs. 3, 22 Abs. 1 S. 1 SGB II (bzw. für das Recht der Sozialhilfe mit §§ 27a 

Abs. 1 S. 1, 35 Abs. 1 S. 1 SGB XII) einen einfachgesetzlichen Anspruch auf 

Leistungen für die Aufwendungen für Unterkunft und Heizung geschaffen 

hat. Diese Leistungen bilden einen integralen Bestandteil des Arbeitslosen-

geldes II bzw. des Sozialgelds (vgl. Berlit, info also 2011, S. 166), die im 

Rahmen der Grundsicherung für Arbeitsuchende der Sicherung des Lebens-

unterhalts dienen.  

[..] 

2. Mit der Begrenzung der bei der Bedarfsberechnung zu berücksichtigenden 

Unterkunftskosten auf die „angemessenen“ Aufwendungen in § 22 Abs. 1 S. 
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1 Hs. 2 SGB II verstößt der Gesetzgeber gegen das verfassungsrechtliche 

Gebot, die für die Verwirklichung des Grundrechts auf Gewährleistung eines 

menschenwürdigen Existenzminimums wesentlichen Regelungen hinreichend 

bestimmt selbst zu treffen (vgl. BVerfG, Urteil vom 09.02.2010 - 1 BvL 1/09 

u.a. - Rn. 136). 

Aus der Grundrechtsrelevanz der existenzsichernden Leistungen erwachsen 

qualitative Anforderungen hinsichtlich der Intensionstiefe (vgl. Mül-

ler/Christensen, Juristische Methodik, 10. Auflage 2009, S. 196) der textlich 

verfassten gesetzlichen Bestimmungen. Diese müssen so viele Merkmale 

aufweisen, dass die argumentative Rückbindung der Verwaltung (Art. 20 

Abs. 3 GG) und der Fachgerichte (Art. 20 Abs. 3 GG, Art. 97 Abs. 1 GG) an 

die im Gesetzgebungsverfahren erzeugten Gesetztestexte ermöglicht wird. 

[..] 

2.2 Die Regelung des § 22 Abs. 1 S. 1 SGB II weist [..] einen relativ gerin-

gen Bestimmtheitsgrad auf, da beispielsweise nicht ausdrücklich normiert 

ist, was unter Aufwendungen für Unterkunft und Heizung im Einzelnen zu 

verstehen ist (2.2.1), auf welche Weise diese Aufwendungen in Mehrperso-

nenhaushalten einzelnen Personen als Bedarf zuzuordnen sind (2.2.2) und 

wie die Aufwendungen unterschiedlichen Bewilligungszeiträumen bzw. -

abschnitten zuzuordnen sind (2.2.3). Diese Unsicherheiten lassen sich aber 

unter Berücksichtigung der Gesetzessystematik kohärent lösen. 

2.2.1 Die für diese Vorschrift zentralen Begriffe "Aufwendungen" und "Un-

terkunft" zeichnen sich durch einen hohen Abstraktionsgrad aus, was ein 

weites Verständnis beider Begriffe - auch vor dem Hintergrund des Ausle-

gungsgrundsatzes der möglichst weitgehenden Verwirklichung der sozialen 

Rechte (§ 2 Abs. 2 SGB I; vgl. hierzu SG Mainz, Urteil vom 04.06.2014 - S 3 

KR 298/12 - Rn. 75) - erzwingt (vgl. zum BSHG: Schmidt, NVwZ 1995, S. 

1041). [..] 

a) Nach der Rechtsprechung des BSG ist eine Unterkunft im Sinne des § 22 

SGB II jede Einrichtung oder Anlage, die geeignet ist, vor den Unbilden des 

Wetters bzw. der Witterung zu schützen und eine gewisse Privatsphäre (ein-

schließlich der Möglichkeit, private Gegenstände zu verwahren) gewährleis-

tet (BSG, Urteil vom 16.12.2008 - B 4 AS 1/08 R - Rn. 14; BSG, Urteil vom 

17.06.2010 - B 14 AS 79/09 R - Rn. 10). 

[..] 

e) Unter Berücksichtigung der Gesetzessystematik lassen sich die in § 22 

Abs. 1 S. 1 SGB II angesprochenen Bemessungsfaktoren für die Berechnung 

des unterkunftsbezogenen Teils des Leistungsanspruchs aus § 19 Abs. 1 

SGB II somit hinreichend genau bestimmen. 
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2.2.2 Dass die §§ 19, 22 SGB II keine ausdrückliche Regelung über die Zu-

ordnung von Unterkunftsbedarfen zu einzelnen Haushaltsmitgliedern enthal-

ten, verstößt ebenfalls nicht gegen das Bestimmtheitsgebot. 

Aus der Gesetzessystematik ergibt sich zwingend, dass die Aufwendungen 

bei Mehrpersonenhaushalten den Personen als Bedarf zuzuordnen sind, die 

die Aufwendungen tatsächlich haben, d.h. die tatsächlich einer entsprechen-

den Forderung ausgesetzt sind. Für eine Aufteilung nach Kopfteilen besteht 

hingegen keine Rechtsgrundlage (für das "Kopfteilprinzip" aber grundsätzlich 

das BSG, Urteil vom 23.11.2006 - B 11b AS 1/06 R - Rn. 28 f.; Urteil vom 

31.10.2007 - B 14/11b AS 7/07 R - Rn. 19). 

a) [..] Der für die Leistungsberechnung nach § 19 SGB II maßgebliche Un-

terkunftsbedarf wird somit nicht anhand der Nutzungsintensität einer Unter-

kunft durch eine leistungsberechtigte Person bemessen, sondern anhand der 

für die Nutzung aufzuwendenden Kosten. 

[..] 

b) Bei Personen, die selbst keine Unterkunftskosten schulden, somit keine 

Aufwendungen im Sinne des § 22 Abs. 1 S. 1 SGB II haben, fehlt es an ei-

ner Bemessungsgrundlage für den Unterkunftsbedarf, der bei der Bedarfsbe-

rechnung nach § 19 Abs. 1, Abs. 3 S. 1 SGB II berücksichtigt werden könn-

te. Für eine Berücksichtigung nach Kopfteilen bedürfte es einer Rechts-

grundlage, nach der fiktive oder pauschale Unterkunftsbedarfe zu Grunde 

gelegt werden dürften. Das BVerwG, auf dessen Rechtsprechung sich das 

BSG zur Begründung des Kopfteilprinzips stützt, ist ausdrücklich davon aus-

gegangen, dass es sich bei der Anwendung des Kopfteilprinzip um eine pau-

schalierende Regelung handelt (BVerwG, Urteil vom 21.01.1988 - 5 C 68/85 

- Rn. 10). 

[..] 

Die zur Entgegennahme von Leistungen berechtigende Vertretungsvermu-

tung kann widerlegt, ihr kann auch ausdrücklich widersprochen werden. Sie 

gilt im Übrigen nur zu Gunsten erwerbsfähiger Leistungsberechtigter, ob-

wohl auch nicht erwerbsfähige Leistungsberechtige (Sozialgeldempfänger) 

Unterkunftskostenschuldner sein können. Sie gilt nicht für reine Haushalts-

gemeinschaften, deren Unterkunftskosten nach der Rechtsprechung des 

BSG ebenfalls nach dem Kopfteilprinzip berücksichtigt werden sollen (vgl. 

BSG, Urteil vom 31.10.2007 - B 14/11b AS 7/07 R - Rn. 19). Bei der Aus-

zahlung der Leistungen an verschiedene Haushaltsmitglieder läge eine 

zweckentsprechende Mittelverwendung nicht in der Hand des Verpflichteten. 

[..] 

e) Unter Berücksichtigung des verfassungsrechtlichen Kontextes ist letztlich 

aber von entscheidender Bedeutung, dass das Kopfteilprinzip vom Bedarfs-
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deckungsgrundsatz abweicht (vgl. Wersig, info also 2013, S. 52) und je 

nach Konstellation eine Sicherstellung des unterkunftsbezogenen Existenz-

minimums im Konfliktfall verhindern kann, selbst wenn die der Haushalts-

gemeinschaft gewährten Leistungen insgesamt zur Bedarfsdeckung ausrei-

chen würden. Die durch die Anwendung des Kopfteilprinzips entstehenden 

praktischen Probleme („Mithaftung“ der übrigen Bedarfsgemeinschaftsmit-

glieder bei Sanktionen, Unterkunftsbedarf bei „temporärer Bedarfsgemein-

schaft“, Zuordnung von Erstattungsansprüchen bei der Rückabwicklung von 

Leistungen, Sicherstellung der Zahlungen an Vermieter) widerlegen die The-

se, dass das Kopfteilprinzip verwaltungspraktikabel sei. Das BSG begegnet 

diesen Phänomenen mit inzwischen zahlreichen Ausnahmen (BSG, Urteil 

vom 19.10.2010 - B 14 AS 50/10 R - Rn. 19 - Ortsabwesenheit eines Be-

darfsgemeinschaftsmitglieds; BSG, Urteil vom 23.05.2013 - B 4 AS 67/12 R 

- Rn. 21 f. - Sanktion; BSG, Urteil vom 18.11.2014 - B 4 AS 3/14 R - Rn. 27 

- Mietschuldenübernahme nach § 22 Abs. 5 SGB II a.F.), hält aber (noch) 

am Kopfteilprinzip fest, obwohl es erkennt, dass eine gesetzliche Grundlage 

hierfür fehlt (BSG, Urteil vom 23.05.2013 - B 4 AS 67/12 R - Rn. 19).  

[..] 

2.2.3 Die Regelung des § 22 Abs. 1 S. 1 SGB II genügt auch insoweit den 

oben skizzierten Bestimmbarkeitsanforderungen, als die Aufwendungen für 

Unterkunft bestimmten Bedarfszeiträumen zugeordnet werden können. 

[..] 

2.3 Die Begrenzung der durch den Grundsicherungsträger bei der Berech-

nung des Leistungsanspruchs zu berücksichtigenden Bedarfe für Unterkunft 

und Heizung auf "angemessene" Aufwendungen in § 22 Abs. 1 S. 1 Hs. 2 

SGB II verstößt jedoch wegen mangelnder Bestimmtheit gegen das Grund-

recht auf Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums. 

2.3.1 Im Unterschied zu den Regelbedarfen zur Sicherung des Lebensunter-

halts nach § 20 SGB II werden die Unterkunftskosten nach § 22 Abs. 1 S. 1 

SGB II nicht als Pauschalleistung, sondern grundsätzlich in tatsächlicher 

Höhe übernommen. Das Grundrecht auf Gewährleistung des menschenwür-

digen Existenzminimums ist somit nur auf Grund der in § 22 Abs. 1 S. 1 Hs. 

2 SGB II vorgesehenen Begrenzung auf die angemessenen Aufwendungen 

betroffen ("Bedarfe für Unterkunft und Heizung werden in Höhe der tatsäch-

lichen Aufwendungen anerkannt, soweit diese angemessen sind"). Erst 

durch den Angemessenheitsvorbehalt im zweiten Halbsatz wird der im ers-

ten Halbsatz  formulierte Leistungsanspruch begrenzt. 

a) Der Begriff der Angemessenheit hat im vorliegenden Kontext eine leis-

tungsbeschränkende Funktion (vgl. BSG, Urteil vom 17.12.2009 - B 4 AS 

50/09 R - Rn. 19: "Ihm wohnt der Gedanke der Begrenzung inne"). Die Be-
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grenzungsfunktion ergibt sich aus dem semantischen Kontext ("…erbracht, 

soweit…"). § 22 Abs. 1 S. 1 Hs. 2 SGB II  verpflichtet die zuständigen Be-

hörden somit dazu, Aufwendungen für Unterkunft und Heizung in näher zu 

bestimmenden Fällen in geringerer als tatsächlicher Höhe der Bedarfsbe-

rechnung zu Grunde zu legen (SG Mainz, Urteil vom 19.04.2013 - S 17 AS 

518/12 - Rn. 40). 

b)  Die Frage, bis zu welchem Betrag die Aufwendungen für Unterkunft und 

Heizung im Einzelfall als angemessen anzusehen sind, unterliegt keinem 

Beurteilungsspielraum der Verwaltung. Die Gerichte sind zur uneinge-

schränkten Kontrolle dieser Frage gemäß Art. 19 Abs. 4 GG befugt und ver-

pflichtet (BSG, Urteil vom 17.12.2009 - B 4 AS 27/09 R - Rn. 21 ff.; so 

schon Putz, info also 2004, S. 198). 

c) Bei nicht angemessenen Unterkunftskosten ist in jedem Fall der Teil der 

Unterkunftskosten zu zahlen, der im Rahmen der Angemessenheit liegt. [..] 

[..] 

g) Auch die mit Gesetz vom 24.03.2011 mit Wirkung zum 01.04.2011 neu 

eingeführten §§ 22a bis 22c SGB II tragen zur näheren Bestimmung des 

Angemessenheitsbegriffs des § 22 Abs. 1 S. 1 Hs. 2 SGB II nichts bei. Diese 

Regelungen sind für die Bestimmung der angemessenen Aufwendungen  

nach § 22 Abs. 1 S. 1 Hs. 2 SGB II nicht einschlägig. 

[..] 

2.3.2 Die Begrenzung der bei der Berechnung der Höhe des Anspruchs auf 

Arbeitslosengeld II bzw. Sozialgeld nach § 19 Abs. 1 S. 3 SGB II zu berück-

sichtigenden Unterkunftsbedarfe auf die angemessenen Aufwendungen nach 

§ 22 Abs. 1 S. 1 Hs. 2 SGB II verstößt gegen Art. 1 Abs. 1 GG i.V.m. Art. 20 

Abs. 1 GG, indem die konkrete Ausgestaltung des Grundrechts auf Gewähr-

leistung eines menschenwürdigen Existenzminimums im für dessen Verwirk-

lichung zentralen Bereich des unterkunftsbezogenen Existenzminimums 

durch Verwendung eines "unbestimmten Rechtsbegriffs" im Wesentlichen 

der Verwaltung und der Rechtsprechung überlassen wird. 

a) Die im Normtext vorgesehene Begrenzung der nach § 22 Abs. 1 S. 1 SGB 

II zu erbringenden bzw. anzuerkennenden Aufwendungen für die Unterkunft 

auf das "Angemessene" ist nicht hinreichend konkret, um eine gesetzgeberi-

sche Entscheidung über die Ausgestaltung des unterkunftsbezogenen men-

schenwürdigen Existenzminimums erkennen zu lassen. 

b) Als sicherer Bedeutungskern der Regelung des § 22 Abs. 1 S. 1 SGB II 

lässt sich lediglich feststellen, dass bei der Bedarfsberechnung nach § 19 

Abs. 1, Abs. 3 SGB II jedenfalls nicht mehr als die tatsächlichen Aufwendun-

gen für Unterkunft und Heizung zu berücksichtigen sind. Der Angemessen-

heitsbegriff des § 22 Abs. 1 S. 1 Hs. 2 SGB II vermag isoliert betrachtet 
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keine weiteren Bindungen der Behörden und Gerichte für die Sachentschei-

dung hervorzurufen. 

Der Begriff „angemessen“ drückt lediglich eine positiv bewertete Relation 

aus. Er gewinnt seine Bedeutung erst dadurch, dass verschiedene Größen 

auf „richtige“ (angemessene) Weise zueinander in Beziehung gesetzt wer-

den, ohne dass der Begriff selbst einen Maßstab für die „Richtigkeit“ vorgibt 

oder auch nur andeutet. In § 22 Abs. 1 S. 1 SGB II und im systematischen 

Zusammenhang fehlen sowohl Bezugsgrößen als auch Maßstäbe für das 

„richtige“ Verhältnis zwischen diesen Größen. Der Begriff der „Angemessen-

heit“ bleibt somit bedeutungsoffen. 

Der Begriff der „Angemessenheit“ könnte im Kontext von § 22 Abs. 1 SGB II 

beispielsweise ein Preis-Leistungsverhältnis zwischen Ausstattung und Miet-

höhe, ein Verhältnis der Unterkunftsaufwendungen zu den sonstigen Le-

bensverhältnissen des Leistungsberechtigten oder ein Verhältnis der Auf-

wendungen zu den Unterkunftskosten einer irgendwie näher zu bestimmen-

den Bevölkerungsgruppe bezeichnen. Auch wenn feststünde, welche dieser 

Möglichkeiten im vorliegenden Kontext zuträfe, wäre die Frage, unter wel-

chen Voraussetzungen das bestimmte Verhältnis ein „angemessenes“ ist, 

noch nicht einmal in den Grundzügen beantwortet. 

c) Die nach § 22 Abs. 1 S. 3 SGB II erforderliche Berücksichtigung der Be-

sonderheiten des Einzelfalls macht die Regelung zwar flexibler, aber nicht 

gehaltvoller. [..] 

d) An der enormen Konkretisierungsarbeit, die das BSG zur Operationalisie-

rung des Angemessenheitsbegriffs des § 22 Abs. 1 S. 1 SGB II bisher geleis-

tet hat (s.o. unter A. IV. 1) lässt sich ablesen, in welchem  Ausmaß der Ge-

setzgeber seine aus dem Grundrecht auf Gewährleistung eines menschen-

würdigen Existenzminimums resultierende Gestaltungsaufgabe bislang ver-

nachlässigt hat. So ist im Gesetz bereits nicht geregelt, ob sich die Ange-

messenheit (unbeschadet der allgemeinen Regelung des § 33 S. 1 SGB I) 

nach den örtlichen Wohnverhältnissen richtet und wie diese räumlich abzu-

grenzen sind. Es fehlt eine Festlegung, welches Bevölkerungs- oder Ein-

kommenssegment als Bezugsgröße für einen angemessenen Wohnstandard 

verwendet werden soll. Es gibt keine Regelung darüber, ob sich die Ange-

messenheitsgrenze auf ein Individuum, eine Bedarfsgemeinschaft im Sinne 

des § 7 Abs. 3 SGB II oder auf eine Haushaltsgemeinschaft beziehen soll. 

Auch für die Anwendung der „Produkttheorie“ gibt es keine Rechtsgrundla-

ge, daher auch keine Regelungen dazu, welche Wohnflächengrenzen gege-

benenfalls zu Grunde zu legen wären. Es gibt weder eine Regelung über die 

Verpflichtung oder gar über die Befugnis des Leistungsträgers zur Datener-

hebung, noch über deren Art und Umfang. 
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Der Gesetzgeber hat mit der Beschränkung auf die "angemessenen" Auf-

wendungen somit die nahezu geringstmögliche Regelungsdichte für die Fra-

ge der Höhe des Unterkunfts- und Heizungsbedarfs realisiert. Noch unbe-

stimmter hätte die gesetzgeberische Aussage des § 22 Abs. 1 S. 1 SGB II 

nur sein können, wenn in der Regelung eine Beschränkung auf die tatsächli-

chen Aufwendungen gefehlt hätte. Man könnte auch von einer "Gesetze-

sattrappe" sprechen (vgl. Maus, Verrechtlichung, Entrechtlichung und der 

Funktionswandel von Institutionen, in: dies.: Rechtstheorie und politische 

Theorie im Industriekapitalismus, München 1986, S. 278). 

e) Dass die Vorgaben des § 22 Abs. 1 S. 1 Hs. 2 SGB II nicht dazu geeignet 

sind, Verwaltungs- und Gerichtsentscheidungen zu prägen, ist ein in Recht-

sprechung und Literatur im Grunde unumstrittener Befund. 

[..] 

f) Aus den Gesetzgebungsmaterialien lassen sich keine Informationen ge-

winnen, die dem Angemessenheitsbegriff des § 22 Abs. 1 S. 1 Hs. 1 SGB II 

schärfere Konturen verleihen könnten. 

[..] 

g) Die Regelung des § 22 Abs. 1 S. 1 Hs. 2 SGB II ist somit zu unbestimmt, 

um behördliche oder gerichtliche Entscheidungen zu ermöglichen, in denen 

gesetzgeberische Wertentscheidungen wiederzuerkennen wären. [..] 

Mit § 22 Abs. 1 S. 1 Hs. 2 SGB II hat der Gesetzgeber die wesentlichen Ent-

scheidungen über die Höhe der zur Sicherung des unterkunftsbezogenen 

Existenzminimums zu gewährenden Leistungen nicht selbst getroffen, son-

dern der Ausgestaltung durch die Verwaltung und die Gerichte überlassen. 

Hierdurch hat eine politische Transformation der „gesellschaftlichen An-

schauungen über das für ein menschenwürdiges Dasein Erforderliche“ 

(BVerfG, Urteil vom 09.02.2010 - 1 BvL 1/09 u.a. - Rn. 138) im Wege eines 

demokratisch-parlamentarischen Prozesses effektiv nicht stattgefunden. 

Durch die Verschiebung der Bestimmung des unterkunftsbezogenen Exis-

tenzminimums in die Sphäre der Verwaltungs- und Gerichtspraxis ist die 

Gestaltung dieses elementaren Bestandteils der Existenzsicherung dem öf-

fentlichen demokratisch-parlamentarischen Diskurs weitgehend entzogen 

worden (so bereits SG Mainz, Urteil vom 08.06.2012 - S 17 AS 1452/09 - 

Rn. 74). 

Die Unbestimmtheit des § 22 Abs. 1 S. 1 Hs. 2 SGB II hat praktisch zur Fol-

ge, dass die wesentlichen Entscheidungen über die Höhe der unterkunftsbe-

zogenen Leistungen durch das BSG, die Verwaltung und die Instanzgerichte 

getroffen werden. Hiermit verbunden ist zunächst das Problem, dass die 

genannten Institutionen über keine hinreichende demokratische Legitimation 

verfügen. Die wesentlichen Rahmenbedingungen für die Verwaltung zur Be-
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stimmung der Angemessenheitsgrenzen haben im Laufe der Jahre ca. ein 

dutzend Bundesrichter geschaffen. Die Umsetzung der Rahmenbedingungen 

auf kommunaler Ebene erfolgt ohne spezifische Verfahrensvoraussetzungen, 

so dass eine Mitwirkung demokratischer Selbstverwaltungsgremien nicht 

sichergestellt und praktisch wohl eher die Ausnahme ist. Die Kontrolle und 

Ersetzung der Verwaltungsentscheidung erfolgt durch die Fachgerichte 

ebenfalls nur in mittelbarer demokratischer Legitimation. 

Diese Ausgangslage hat auf Grund der zwar weitreichenden, aber - abgese-

hen vom hilfsweisen Rückgriff auf § 12 Abs. 1 WoGG - nicht zielgenauen 

Vorgaben des BSG weiter zur Folge, dass den behördlichen und instanzge-

richtlichen Entscheidungsträgern praktisch erhebliche Spielräume im Hin-

blick auf die Bewertung der örtlichen Verhältnisse belassen werden. Die 

kommunalen Träger (und teilweise auch die Tatsachengerichte) bedienen 

sich darüber hinaus in zunehmendem Umfang sachverständiger Hilfe. Gele-

gentlich (wie auch im vorliegenden Fall) wird die gesamte Erstellung eines 

„schlüssigen Konzepts“ durch externe Dienstleister vorgenommen, wodurch 

die Normsetzung in gewissem Umfang privatisiert wird. 

Durch diese vertikale Verschränkung der für die Leistungshöhe maßgebli-

chen Wertentscheidungen ist die politische und rechtliche Verantwortung für 

die Leistungsberechtigten praktisch nicht mehr nachvollziehbar. Es bleibt 

diffus, auf welcher politischen Ebene auf die Bestimmung der Höhe der un-

terkunftsbezogenen Leistungen Einfluss genommen werden könnte. 

2.3.3 Abweichungen von dem erarbeiteten verfassungsrechtlichen Prü-

fungsmaßstab zur Bestimmtheit der gesetzlichen Regelung existenzsichern-

der Leistungen lassen sich weder mit den Besonderheiten der Regelung des 

§ 22 Abs. 1 S. 1 SGB II (a) noch mit  spezifischen Eigenschaften unter-

kunftsbezogener Bedarfe (b) rechtfertigen. 

[..] 

2.3.5 Die mit Gesetz vom 24.03.2011 mit Wirkung vom 01.01.2011 neu 

eingeführten §§ 22a bis 22c SGB II vermögen an der Untauglichkeit der 

Regelung des § 22 Abs. 1 S. 1 SGB II zur Bestimmung des unterkunftsbezo-

genen Existenzminimums nichts zu ändern. 

[..] 

3. Die Frage, ob die über § 22 Abs. 1 S. 1 SGB II gewährten Leistungen 

evident nicht zur Sicherung eines menschenwürdigen Existenzminimums 

ausreichen, lässt sich in Folge der Unbestimmtheit der Regelung nicht be-

antworten. 

[..] 

4. § 22 Abs. 1 S. 1 Hs. 2 SGB II verstößt auch deshalb gegen das Grund-

recht auf Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums, weil 
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der Gesetzgeber die zur Festsetzung der existenzsichernden Leistungen er-

forderliche Auswahl der Methoden zur Ermittlung der Bedarfe und zur folge-

richtigen Begründbarkeit der Höhe des Leistungsanspruchs nicht vorge-

nommen hat. Eine Prüfung der tragfähigen Begründbarkeit der gesetzgebe-

rischen Konzeption (vgl. BVerfG, Urteil vom 09.02.2010 - 1 BvL 1/09 u.a. - 

Rn. 139) scheitert daher bereits daran, dass weder Prüfungsmaßstab (in-

haltliche Bestimmung des Existenzminimums) noch Ergebnis (Leistungsan-

spruch) durch Gesetz  hinreichend bestimmt worden sind. 

4.1 Die aus dem Demokratieprinzip folgende Gestaltungsfreiheit des Gesetz-

gebers führt dazu, dass oberhalb der Evidenzkontrolle nur die folgerichtige 

Umsetzung der auf empirische Erkenntnisse gestützten normativen Ent-

scheidungen des Gesetzgebers im gesetzlich geregelten Leistungsanspruch 

zu prüfen ist. Da nur der Gesetzgeber diese Gestaltungsaufgabe umsetzen 

kann, ist er hierzu aber auch verpflichtet - anders könnte das Grundrecht 

nicht realisiert werden. 

Hieraus folgt, dass der Gesetzgeber sowohl für die grundlegenden Wertent-

scheidungen hinsichtlich der für die Existenzsicherung erforderlichen Bedarfe 

zuständig ist, als auch für die Realisierung eines konkreten auf existenzsi-

chernde Leistungen gerichteten Anspruchs. Der Gesetzgeber hat somit - 

jenseits der Evidenzkontrolle - sowohl den Maßstab für die Verfassungsmä-

ßigkeit der Leistungen zu bestimmen als auch den Leistungsanspruch ent-

weder in konkreter Höhe festzusetzen oder aber ein Regelungssystem zu 

etablieren, das eine Festsetzung der Leistungshöhe auf Grund gesetzgeberi-

scher Wertentscheidungen ermöglicht. Die Ausgestaltung der Leistung hin-

sichtlich der Art und Höhe ist daher an den durch den Gesetzgeber selbst 

getroffenen Wertentscheidungen zu messen. Der Zusammenhang zwischen 

beiden Aspekten unterliegt der Prüfung der Folgerichtigkeit oder "tragfähi-

gen Begründbarkeit". 

[..] 

5.  Der Bestimmtheitsmangel des § 22 Abs. 1 S. 1 Hs. 2 SGB II kann nicht 

durch eine  "verfassungskonforme Auslegung" behoben werden. 

Das Gebot verfassungskonformer Auslegung verlangt, von mehreren mögli-

chen Normdeutungen, die teils zu einem verfassungswidrigen, teils zu einem 

verfassungsmäßigen Ergebnis führen, diejenige vorzuziehen, die mit dem 

Grundgesetz im Einklang steht (BVerfG, Urteil vom 19.09.2007 - 2 BvF 3/02 

- Rn. 92). Die verfassungskonforme Auslegung ist demzufolge eine Vorzugs-

regel, nach der bestimmte nach methodisch korrekter Konkretisierungsar-

beit gefundene Ergebnisse gegenüber anderen zu bevorzugen sind. Die 

Fachgerichte sind verfassungsrechtlich gehalten,  Gesetzesrecht verfas-
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sungskonform auszulegen und gegebenenfalls „interpretatorisch (zu) repa-

rieren“ (Baer, NZS 2014, S. 4). 

Da der Befund der Verfassungswidrigkeit des § 22 Abs. 1 S. 1 Hs. 2 SGB II 

in erster Linie auf der mangelnden Bestimmtheit des Normtextes (s.o. unter 

B. II. 2.3) und in zweiter Linie auf fehlenden gesetzgeberischen Wertent-

scheidungen bezüglich der inhaltlichen Bestimmung des Existenzminimums 

(s.o. unter B. II. 4.2) beruht, müsste das Ziel einer "verfassungskonformen 

Auslegung" zunächst darin bestehen, entweder den (als verfassungswidrig 

erkannten) Bestimmtheitsmangel oder das Bestimmtheitserfordernis zu be-

seitigen. [..] 

Für eine Beseitigung des Bestimmtheitsmangels durch Auslegung genügt es 

demnach nicht darzulegen, dass der unbestimmte Rechtsbegriff der Ange-

messenheit einer einzelfallbezogenen Konkretisierung zugeführt werden 

kann. Es bedürfte vielmehr der Begründung, weshalb der Begriff der Ange-

messenheit in § 22 Abs. 1 S. 1 Hs. 2 SGB II entgegen der hier vertretenen 

Auffassung (s.o. unter B. II. 2.3.2. b) dazu geeignet sein sollte, Gesetzes-

bindung zu erzeugen und hiermit eine wirksame Steuerung der durch Ver-

waltung und Rechtsprechung zu vollziehenden Konkretisierungsprozesse 

anhand gesetzgeberischer Wertentscheidungen zu ermöglichen (s.o. unter 

B. II. 2.1.3). 

[..] 

5.1 Die Rechtsprechung des BSG (siehe oben unter A. IV. 1.) bietet vor dem 

Hintergrund der genannten Anforderungen keine verfassungskonforme Lö-

sung. Sie kann weder den Bestimmtheitsmangel heilen, noch das Be-

stimmtheitserfordernis beseitigen. Sie vermag auch nicht die fehlenden ge-

setzgeberischen Wertentscheidung bezüglich der inhaltlichen Bestimmung 

des Existenzminimums zu ersetzen. 

[..] 

6. Die in Rechtsprechung und Literatur unternommen Versuche, die Verfas-

sungsmäßigkeit des § 22 Abs. 1 S. 1 Hs. 2 SGB II und der hierzu ergange-

nen Rechtsprechung des BSG zu verteidigen, gelingen nicht. 

[..] 

 


